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408. Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der
Niederlande über Soziale Sicherheit
(NR: GP XV RV 548 AB 690 S. 74. BR: AB 2320 S. 410.)

408.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ZUSATZABKOMMEN
zum Abkommen vom 7. März 1974 zwischen
der Republik Österreich und dem Königreich
der Niederlande über Soziale Sicherheit *)

Die Republik Österreich
und
das Königreich der Niederlande

haben zur Änderung und Ergänzung des Ab-
kommens über Soziale Sicherheit vom 7. März
1974 — im folgenden Abkommen genannt —
folgendes vereinbart:

Artikel I

1. Artikel 1 Absatz 1 Ziffer 3 des Abkom-
mens hat folgende Fassung zu erhalten:

„3. „Staatsangehöriger"
in bezug auf Österreich
dessen Staatsbürger,
in bezug auf die Niederlande
eine Person niederländischer Staatsangehörig-

keit;"

2. a) Im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 2 litera b
des Abkommens hat der Ausdruck „für Dienst-
nehmer" zu entfallen.

b) Artikel 2 Absatz 3 zweiter Halbsatz des
Abkommens hat folgende Fassung zu erhalten:

„es bezieht sich ferner nicht auf die öster-
reichischen Rechtsvorschriften über die Notarver-
sicherung."

3. Artikel 3 litera b des Abkommens hat fol-
gende Fassung zu erhalten:

„b) Flüchtlinge im Sinne der Konvention vom
28. Juli 1951 und des Protokolls vom
31. Jänner 1967 über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge, die sich im Gebiet eines
Vertragsstaates gewöhnlich aufhalten."

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 754/1974
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4. Artikel 4 des Abkommens hat zu ent-
fallen.

5. Artikel 6 des Abkommens hat zu ent-
fallen.

6. Artikel 7 des Abkommens hat zu ent-
fallen.

7. Im Artikel 8 des Abkommens haben die
Bezeichnung Absatz 1 und die Bestimmung des
Absatzes 2 zu entfallen.

8. Dem Artikel 10 des Abkommens ist ein
Absatz 6 mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„(6) Die nach den Absätzen 1 und 2 von den
im Empfangsstaat geltenden Rechtsvorschriften
über Soziale Sicherheit befreiten Personen unter-
liegen den Rechtsvorschriften des Entsende-
staates."

9. Im Artikel 12 des Abkommens haben die
Bezeichnung Absatz 1 und die Bestimmung des
Absatzes 2 zu entfallen.

10. Artikel 14 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Artikel 14

(1) Eine Person, die
a) bei einem Träger eines Vertragsstaates

versichert ist oder
b) einen Leistungsanspruch gegen einen

Träger eines Vertragsstaates hat,

erhält, wenn sie im Gebiet des anderen als
des Vertragsstaates wohnt, in dem der zustän-
dige Träger seinen Sitz hat, Sachleistungen, als
ob sie bei dem Träger ihres Wohnortes ver-
sichert wäre. Das Ausmaß, die Dauer sowie die
Art und Weise der Leistungsgewährung richten
sich nach den für diesen Träger geltenden Rechts-
vorschriften.

(2) Verlegt eine Person ihren Wohnort in
das Gebiet des Vertragsstaates, in dem der zu-
ständige Träger seinen Sitz hat, so erhält sie
Leistungen nach dessen Rechtsvorschriften. Dies
gilt auch, wenn sie für denselben Fall der Krank-
heit oder der Mutterschaft bereits Leistungen
von den Trägern des Vertragsstaates erhalten
hat, in dessen Gebiet sie vor dem Wohnort-
wechsel gewohnt hat; sehen die vom zuständi-
gen Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften
eine Höchstdauer der Leistungsgewährung vor,
so wird die Zeit angerechnet, für die unmittel-
bar vor dem Wohnortwechsel Leistungen ge-
währt worden sind.
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(3) Die vorhergehenden Absätze gelten ent-
sprechend für Familienangehörige, die im Ge-
biet des anderen Vertragsstaates wohnen oder
ihren Wohnort in das Gebiet des Vertrags-
staates verlegen, in dem der zuständige Träger
seinen Sitz hat."

11. Im Artikel 15 des Abkommens hat der
Ausdruck „Absatz 1" zu entfallen.

12. a) Artikel 16 Absätze 1 und 2 des Abkom-
mens haben folgende Fassung zu erhalten:

„(1) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten zum Bezug von Pensio-
nen Berechtigter im Gebiet eines Vertragsstaates
und hat er aufgrund der Rechtsvorschriften die-
ses Vertragsstaates Anspruch auf Sachleistungen,
so werden sie ihm und seinen Familienange-
hörigen von dem Träger seines Wohnortes ge-
währt, als ob er einen Anspruch auf Sachleistun-
gen lediglich aufgrund der Rechtsvorschriften
des Vertragsstaates hätte, in dem er wohnt.
Diese Leistungen gehen zu Lasten des Trägers
des Vertragsstaates, in dem der Berechtigte
wohnt.

(2) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften
nur eines Vertragsstaates zum Bezug einer Pen-
sion Berechtigter im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates und hätte er aufgrund der Rechts-
vorschriften des ersten Vertragsstaates Anspruch
auf Sachleistungen, wenn er im Gebiet dieses
Vertragsstaates wohnte, so werden ihm und
seinen Familienangehörigen Sachleistungen von
dem Träger seines Wohnortes gewährt, als ob
er einen Anspruch auf Sachleistungen aufgrund
der Rechtsvorschriften des Vertragsstaates hätte,
in dem er wohnt. Diese Leistungen gehen zu
Lasten des zuständigen Trägers des Vertrags-
staates, in dem der zur Pensionszahlung ver-
pflichtete Träger seinen Sitz hat."

b) Im Artikel 16 Absatz 4 des Abkommens
ist der Ausdruck „Pension oder Rente" durch
den Ausdruck „Pension" zu ersetzen.

c) Im Artikel 16 Absatz 5 des Abkommens
sind der Ausdruck „Pension oder Rente" durch
den Ausdruck „Pension" und der Ausdruck
„Pensions- oder Rentenzahlung" durch den
Ausdruck „Pensionszahlung" zu ersetzen.

d) Im Artikel 16 Absatz 6 des Abkommens
ist der Ausdruck „Pensions- oder Rentenwer-
ber" durch den Ausdruck „Pensionswerber" zu
ersetzen.

13. Im Artikel 17 des Abkommens hat der
Ausdruck „im Artikel 12 Absatz 2," zu ent-
fallen.
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14. Im Artikel 18 Absatz 1 des Abkommens
ist der Ausdruck „nach den Artikeln 12, 13,
14 und 16" durch den Ausdruck „nach den
Artikeln 13, 14 und 16" zu ersetzen.

15. Artikel 20 Absatz 2 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 literae b
und c werden die Versicherungszeiten mit ihrem
tatsächlichen Ausmaß berücksichtigt."

16. Artikel 21 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Artikel 21

Die österreichischen Träger haben die Ar-
tikel 19 und 20 nach folgenden Regeln anzu-
wenden:

1. Für die Feststellung des leistungszuständi-
gen Trägers sind nur österreichische Versiche-
rungszeiten zu berücksichtigen.

2. Hängt die Gewährung von Leistungen der
knappschaftlichen Pensionsversicherung davon
ab, daß wesentlich bergmännische Tätigkeiten
im Sinne der österreichischen Rechtsvorschrif-
ten zurückgelegt sind, so werden von den nie-
derländischen Versicherungszeiten nur jene be-
rücksichtigt, denen eine Beschäftigung in einem
gleichartigen Betrieb mit einer gleichartigen
Tätigkeit zugrunde liegt.

3. Die Artikel 19 und 20 gelten nicht für die
Anspruchsvoraussetzungen und für die Leistung
des Bergmannstreuegeldes aus der knappschaft-
lichen Pensionsversicherung.

4. Bei Durchführung des Artikels 20 Ab-
satz 1 gilt folgendes:

a) Niederländische Versicherungszeiten sind
ohne Anwendung der österreichischen
Rechtsvorschriften über die Anrechenbar-
keit zu berücksichtigen.

b) Die Bemessungsgrundlage wird ausschließ-
lich aus den österreichischen Versicherungs-
zeiten gebildet.

c) Beiträge zur Höherversicherung, der
knappschaftliche Leistungszuschlag, der
Hilflosenzuschuß und die Ausgleichszulage
bleiben außer Ansatz.
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5. Bei Durchführung des Artikels 20 Ab-
satz 1 litera c gilt folgendes:

Übersteigt die Gesamtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zu be-
rücksichtigenden Versicherungszeiten das nach
den österreichischen Rechtsvorschriften für die
Bemessung des Steigerungsbetrages festgelegte
Höchstausmaß, so ist die geschuldete Teilpen-
sion nach dem Verhältnis zu berechnen, das
zwischen der Dauer der nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden
Versicherungszeiten und dem erwähnten Höchst-
ausmaß von Versicherungsmonaten besteht.

6. Der nach Artikel 20 Absatz 1 litera c er-
rechnete Betrag erhöht sich allenfalls um Stei-
gerungsbeträge für Beiträge zur Höherversiche-
rung, den knappschaftlichen Leistungszuschlag,
den Hilflosenzuschuß und die Ausgleichszulage.

7. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses
gilt Artikel 20 Absatz 1 literae b und c; Ar-
tikel 23 ist entsprechend anzuwenden.

8. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß
der österreichischen Teilpension; Artikel 23 ist
entsprechend anzuwenden.

9. Erreichen die Versicherungszeiten, die nach
den österreichischen Rechtsvorschriften zu be-
rücksichtigen sind, insgesamt nicht zwölf Mo-
nate für die Berechnung der Pension, so wird
aus der österreichischen Pensionsversicherung
keine Leistung gewährt, es sei denn, daß nach
den österreichischen Rechtsvorschriften ohne An-
wendung des Artikels 19 Anspruch auf Pen-
sion besteht."

17. Artikel 23 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Artikel 23

Hat eine Person nach den österreichischen
Rechtsvorschriften auch ohne Berücksichtigung
des Artikels 19 Anspruch auf Leistung und wäre
diese höher als die Summe der nach Artikel 20
Absatz 1 litera c errechneten Leistungen, so hat
der österreichische Träger seine so errechnete
Leistung, erhöht um den Unterschiedsbetrag
zwischen der Summe der nach Artikel 20 Ab-
satz 1 litera c errechneten Leistungen und der
Leistung, die nach den österreichischen Rechts-
vorschriften allein zustünde, als Teilleistung
zu gewähren; dies gilt auch für eine ohne An-
wendung des Artikels 20 Absatz 1 litera c er-
rechnete niederländische Leistung."
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18. a) Im Artikel 24 des Abkommens hat die
Einleitung folgende Fassung zu erhalten:

„Die zuständigen niederländischen Träger
haben ungeachtet des Artikels 20 Alterspen-
sionen ausschließlich unter Berücksichtigung der
niederländischen Versicherungszeiten sowie der
folgenden Regeln festzustellen:"

b) Artikel 24 Ziffer 5 des Abkommens hat zu
entfallen.

19. a) Im Artikel 25 des Abkommens hat
die Einleitung folgende Fassung zu erhalten:

„Die zuständigen niederländischen Träger
haben Artikel 20 nur in den Fällen anzuwen-
den, in denen Personen zum Zeitpunkt ihres
Todes den niederländischen Rechtsvorschriften
nicht mehr unterliegen; hiebei gelten folgende
Regeln:"

b) Artikel 25 Ziffer 1 litera a des Abkom-
mens hat folgende Fassung zu erhalten:

„a) die eine Pension aus eigener Pensionsver-
sicherung nach den österreichischen Rechts-
vorschriften beziehen,"

20. a) Im Artikel 26 Absatz 2 des Abkom-
mens hat die Einleitung folgende Fassung zu
erhalten:

„(2) Die zuständigen niederländischen Trä-
ger haben Artikel 20 nur in den Fällen anzu-
wenden, in denen Personen, die den niederlän-
dischen Rechtsvorschriften über die Arbeitsun-
fähigkeitsversicherung für Dienstnehmer unter-
lagen, den niederländischen Rechtsvorschriften
aber im Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsun-
fähigkeit nicht mehr unterliegen; hiebei gelten
folgende Regeln:"

b) Im Artikel 26 Absatz 2 Ziffer 1 des Ab-
kommens hat der Ausdruck „für Dienstneh-
mer" zu entfallen.

21. Im Artikel 43 des Abkommens ist der
Ausdruck „die Bestimmungen des Artikels 4
Absatz 3, des Artikels 7 Absatz 1 und des Ar-
tikels 19 des Abkommens" durch den Aus-
druck „dieses Abkommens" zu ersetzen.

22. Im Punkt I Ziffer 2 des Schlußprotokolls
zum Abkommen hat der Ausdruck „für Dienst-
nehmer" zu entfallen.

23. a) Im Punkt II Ziffer 3 des Schlußproto-
kolls zum Abkommen ist der Ausdruck „sind
auf niederländische Staatsangehörige nicht an-
wendbar" durch den Ausdruck „bleiben unbe-
rührt" zu ersetzen.

b) Punkt II Ziffer 4 des Schlußprotokolls zum
Abkommen hat folgende Fassung zu erhalten:
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„4. Die österreichischen Rechtsvorschriften
betreffend die Versicherung der bei einer amt-
lichen österreichischen Vertretung in einem
Drittstaat oder bei Mitgliedern einer solchen
Vertretung beschäftigten Personen bleiben unbe-
rührt."

c) Punkt II Ziffer 5 des Schlußprotokolls zum
Abkommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„5. Die österreichischen Rechtsvorschriften be-
treffend die Berücksichtigung von Kriegsdienst-
zeiten und diesen gleichgestellten Zeiten blei-
ben unberührt."

24. Punkt III des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat zu entfallen.

25. Im Punkt V Ziffer 1 des Schlußprotokolls
zum Abkommen ist der Ausdruck „pflichtver-
sichert" durch den Ausdruck „versichert" zu
ersetzen.

26. a) Punkt VI Ziffer 2 des Schlußprotokolls
zum Abkommen hat folgende Fassung zu er-
halten:

„2. Eine Leistung wegen Arbeitsunfähigkeit
nach den im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 2 litera b
angeführten Rechtsvorschriften gilt bei Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 nur dann als Pen-
sion, wenn ihr eine Minderung der Arbeits-
fähigkeit von mindestens 45 vom Hundert zu-
grunde liegt."

b) Punkt VI Ziffer 4 des Schlußprotokolls
zum Abkommen hat zu entfallen.

27. Punkt VII des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat zu entlallen.

28. Punkt VIII des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„VIII. Zu den Artikeln 25 und 26 des Ab-
kommens:

In den Fällen des Artikels 25 Ziffer 1 und des
Artikels 26 Absatz 2 Ziffer 1 berücksichtigen
die niederländischen Träger eine wegen dessel-
ben Ereignisses gewährte Rente aus der öster-
reichischen Unfallversicherung nur im Ausmaß
des nach Artikel 20 Absatz 1 litera c festge-
stellten Zeitenverhältnisses."

Artikel II

(1) Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten
Tag des dritten Monats nach Ablauf des Monats
in Kraft, in dem die Vertragsstaaten einander
mitgeteilt haben, daß die jeweiligen innerstaat-
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten
erfüllt sind.
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(2) Am Tag des Inkrafttretens dieses Zusatz-
abkommens treten Artikel I Ziffer 19 litera b
mit 1. Jänner 1975 und Artikel I Ziffer 27 mit
1. Jänner 1976 rückwirkend in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten beider Vertragsstaaten dieses Zu-
satzabkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Den Haag, am 5. Novem-
ber 1980 in zwei Urschriften, in deutscher und
niederländischer Sprache, wobei beide Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Franz Weidinger

Für das Königreich der Niederlande:

C. A. Van der Klaauw

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Artikel II Absatz 1 vorgesehenen Mitteilung wurde vom
Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Zusatzabkommen
tritt gemäß seinem Artikel II Absatz 1 am 1. Oktober 1981 in Kraf,t.

Kreisky


